
Editorial
Vier Fraktionen des Deutschen Bundestages (CDU/CSU,
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen) haben am 16. April
2013 einen Antrag an den Bundestag (BT-Drs. 17/13086)
gestellt, in dem es darum geht, die Patentierung von Com-
puterprogrammen effektiv zu begrenzen. Die entsprechen-
den Vorschläge sind darauf gerichtet, den patentrechtli-
chen Schutz für die Computerprogramme auf Anwendun-
gen zu beschränken, bei denen die Programme unmittelbar
in ein realtechnisches Geschehen eingebunden sind. Es sol-
len nur noch Programme patentrechtlich geschützt werden,
die vormals bestehende Techniken ersetzen; gedacht ist
wohl in erster Linie, wahrscheinlich sogar ausschließlich,
an die Gebiete der Regel-, Mess- und Steuertechnik.

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) und die
Spruchpraxis der Beschwerdekammern des Europäischen
Patentamts (EPA), nach der die Software weitergehend ge-
schützt wird, würden nach der Ansicht der
Fraktionen Schutzbereiche schaffen, die
wettbewerbsschädlich sind und zudem den
rechtspolitisch bevorzugten urheberrecht-
lichen Schutz für die Programme missachten.

Durch diese Rechtsprechung würden für den
Softwareentwickler große Risiken entstehen,
weil er Gefahr läuft, bei seiner Entwicklungs-
tätigkeit in patentrechtlich geschützte Berei-
che einzudringen, womit große Haftungsrisi-
ken verbunden sind. Die Fraktionen verwei-
sen insoweit auf die europäische Software-
richtlinie aus 1991 (Richtlinie 91/250/EWG),
die durch die §§ 69 a ff. UrhG umgesetzt
wurde und den urheberrechtlichen Schutz zumindest festi-
gen sollte, was durch einen zu weit reichenden patentrecht-
lichen Schutz zumindest eingeschränkt werde.

Die Bundesregierung wird dazu aufgefordert, darauf hinzu-
wirken, den Softwareschutz auf Lehren zu beschränken,
„bei denen das Computerprogramm lediglich als austausch-
bares Äquivalent eine mechanische oder elektromechani-
sche Komponente ersetzt . . .“

Um zu verstehen, was eigentlich gewollt ist, bzw. welche
Probleme gelöst werden sollen, muss zweierlei erklärt wer-
den. Warum entstehen im Zusammenhang mit dem patent-
rechtlichen Softwareschutz schädliche Monopole und wie

hängt dies nun mit dem Urheberrecht zusammen, dessen
Schutzbereich durch die Ausweitung des patentrechtlichen
Schutzes zum Nachteil vieler Softwareentwickler ausge-
höhlt sein soll?

Die gesetzliche Ausgangslage sowohl im deutschen Patent-
gesetz wie in der europäischen Patentübereinkunft (EPÜ) ist,
dass Computerprogramme nicht generell aber „als solche“
vom patentrechtlichen Schutz ausgeschlossen sind. Mit der
„als solche“-Formel ist nach heute wohl h.M. gemeint, dass
ein Programm nur in dem Umfang geschützt werden darf,
wie durch oder mit der Software ein ganz konkretes tech-
nisches Problem gelöst wird. Diese Begrenzung ist auch
nötig. Ein Computerprogramm besteht aus einer Folge von
Algorithmen. Algorithmen gehören der Mathematik an, sie
sind Ergebnisse der Booleschen Schaltalgebra. Die mathe-
matischen Lehren „als solche“ sind seit je her vom patent-

rechtlichen Schutz ausgeschlossen. Dies ist
auch gut verständlich, weil mathematische
Lehren vielfach verwendbar sind. Es würden
durch das Patentrecht andernfalls Monopole
geschaffen werden, deren Reichweite nicht
mehr einzuschätzen wäre.

Für die Computerprogramme soll nach der im
Antrag vertretenen Auffassung ebenso wie
für die mathematischen Lehren gelten, dass
sie nur im Zusammenhang mit (real-)techni-
schen Problemlösungen und nur insoweit
Schutz erfahren; wird dieser Bereich verlas-
sen, sollen auch die neuen Lehren nicht mehr
geschützt werden. Ein zu weit gefasster pa-

tentrechtlicher Schutz der Algorithmen würde auch auf den
urheberrechtlichen Schutz Einfluss nehmen, weil die Soft-
wareentwickler nun diesen Algorithmus wegen des umfas-
senden patentrechtlichen Schutzes nicht mehr für eigene
„Veredelungen“ oder Verwertungen in selbst geschaffenen
Programmen verwenden dürfen. Mehr noch – die Software-
entwickler müssten ständig damit rechnen, dass sie bei ih-
rer Arbeit patentrechtlich geschützte Algorithmen, zumin-
dest Teile davon, verwenden.

Es werden im Antrag der Fraktionen dann drei Entschei-
dungen des BGH genannt („Steuerungseinrichtung für Un-
tersuchungsmodalitäten“ aus 2009; „Windows-Dateiver-
waltung“ aus 2010; „Dynamische Dokumentengenerie-
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rung“ ebenfalls aus 2010) von denen die beiden zuletzt ge-
nannten Entscheidungen dafür stehen, dass die Rechtspre-
chung Software auch außerhalb der Bereiche von Regel-,
Mess- und Steuertechnik schützt. Kurz erklärt handelt es
sich bei den benannten Streitpatenten um Programme, die
weder steuern, messen oder regeln, die auch nicht unmittel-
bar die Wirkweise der technischen Komponenten eines
Rechners verändern (wie in der BGH-Entscheidung „Seiten-
puffer“ aus 1991 der Fall), sondern die darauf gerichtet
sind, die Arbeitsweise des Rechners besser zu nutzen, und
zwar unabhängig einer bestimmten Anwendung, also allein
auf die in dem Universalrechner liegenden technischen
Möglichkeiten bezogen, die besser genutzt werden sollen.
Nun mag es sich in der Tat so verhalten, dass gerade bei
diesen Programmen eine Schutzbegrenzung schwieriger ist,
als dies bei den der realen Technik näher stehenden Pro-
grammen ist. So hat auch in der Entscheidung „Dynami-
sche Dokumentengenerierung“ der 17. Senat des Bundespa-
tentgerichts gerügt, dass „die Lehre nicht auf konkrete
Maßnahmen zur Abbildung der Anfrageparameter auf
einen begrenzten Befehlssatz beschränkt, sondern eher ab-
strakt formuliert ist“; dies sollte aber nicht dazu führen un-
bestritten technische Algorithmen generell vom patent-

rechtlichen Schutz auszuschließen. Dies wäre wegen der
unbestrittenen Technizität dieser Programme schon sys-
temwidrig.

Ein genereller Ausschluss wäre erst dann richtig, wenn eine
Schutzbegrenzung, die dem Freihaltungsinteresse der All-
gemeinheit genügen würde, nicht möglich erscheint. Dies
ist aber nicht der Fall.

Um den patentrechtlichen Schutz im Hinblick auf den
funktionalen Wettbewerb und damit verbunden, auch im
Hinblick auf die Beachtung des urheberrechtlichen Schutz-
bereiches, sinnvoll einzugrenzen bedarf es dieser im Antrag
formulierten Ausgrenzung nicht.

Die Lösung des gegenständlichen Problems liegt nicht in
einer systemfremden Begrenzung des patentrechtlichen
Schutzes der Programme auf die Bereiche der Regel-, Mess-
und Steuertechnik, sondern in der strikten Eingrenzung des
Schutzbereichs auf die konkreten benannten technischen
Funktionen, die die Software erfüllen kann. Erst wenn diese
Schutzbegrenzung nicht mehr möglich ist, ist der patent-
rechtliche Schutz auszuschließen.

Prof. Dr. Dr. Jürgen Ensthaler

Aufsätze
Prof. Dr. Stefan Müller*

Innovationsrecht – Konturen einer Rechtsmaterie

Eine Darstellung des Innovationsrechts in diesem Medium
ist schon deshalb angezeigt, da das Innovationsrecht dieser
Zeitschrift „zur Hälfte“ ihren Namen gibt. Dieser Befund
allein besagt freilich noch nichts über die Berechtigung,
den Zuschnitt und den Stellenwert der so bezeichneten
Rechtsmaterie. Im Folgenden sollen deshalb überblicksartig
die Konturen des Innovationsrechts nachgezeichnet werden,
indem die zugrunde liegenden Begriffe erläutert, die Bau-
steine eines Systems rechtlicher Innovationssteuerung auf-
gezeigt und aktuelle und künftige innovationsrechtliche
Fragestellungen beleuchtet werden. Abschließend werden
die Herausforderungen an ein Innovationsrecht der Zukunft
am Beispiel der sich abzeichnenden demografischen Ent-
wicklung in Deutschland und Mitteleuropa angesprochen.

I. Einleitung und Standortbestimmung

Von einem Innovationsrecht sprechen zu wollen könnte bei
einem ersten Blick in die Nachbardisziplinen als geradezu
anmaßend empfunden werden: Die (wissenschafts-)diszip-
linübergreifende Innovationsforschung hat die juristische
Dimension ihres Gegenstands bislang zum Teil noch über-
haupt nicht1 oder nur in Ansätzen2 zur Kenntnis genom-
men. Unbestritten dürfte jedoch sein, dass Innovationen in

einem rechtlich-regulatorischen Umfeld stattfinden, wel-
ches seinerseits auf die Entstehung und Umsetzung von In-
novationen zurückwirkt.

In der deutschen Rechtswissenschaft ist die Innovationsfor-
schung untrennbar mit dem Namen Wolfgang Hoffmann-
Riem und dessen jahrzehntelangem Schaffen, zunehmend
in Kooperation mit Martin Eifert und anderen, verbunden.
Die genannten Autoren verstehen unter rechtswissen-
schaftlicher Innovationsforschung ein multidisziplinär ge-
prägtes (und von ihnen zuletzt im Rahmen eines For-
schungsprojekts „Recht und Innovation“ in einem Zyklus
von vier Einzelbänden aufbereitetes3) Forschungsfeld, das –
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* Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.
1 Vgl. beispielsweise das Werk von Blättel-Mink, Kompendium Innova-

tionsforschung, 2006, in welchem einleitend (S. 29 ff.) von den Wirt-
schaftswissenschaften über die Geistes- und Sozialwissenschaften bis
hin zu Ingenieurwissenschaften sowie der Anthropologie, der Psycho-
logie und der Pädagogik nahezu sämtliche Wissenschaftsdisziplinen
mit Ausnahme der Rechtswissenschaft erwähnt werden.

2 Vgl. etwa H. Hof/U. Wengenroth (Hrsg.): Innovationsforschung,
2007, in deren rund 450 Seiten starken Werk immerhin ein Recht-
wissenschaftler (W. Hoffmann-Riem) mit einem 15-seitigen über-
blicksartigen Beitrag im Rahmen einer Rubrik zu den Wechselwirkun-
gen zwischen Regelwerken und Innovation zu Wort kommt.

3 Vgl. im Einzelnen: M. Eifert/W. Hoffmann-Riem (Hrsg.): Geistiges
Eigentum und Innovation (Innovation und Recht 1), 2008; M. Eifert/
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